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Samstag, 18. Januar 2020

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

BasellandgibtFlüchtlingenZeit
EineLangenbrucker Flüchtlingsfamiliemüsste vomKanton ausgeschafftwerden.Dochdieser sichert ihrHilfe zu.

Michael Nittnaus

Glücklich lächeln Joseph und Hayet
Mazin*mit ihrem jüngsten Sohn in die
Kamera.Es ist Juni2019unddieFlücht-
lingsfamilie erlebt in ihrem Wohnort
Langenbruckeinenoch seltendagewe-
seneWellederUnterstützung.DasZiel:
Dem assyrischen Christen Joseph aus
Syrien und der zum Christentum kon-
vertierten Muslimin Hayet aus Tune-
sien soll in der Schweiz Asyl gewährt
werden – trotz eines rechtskräftigen
Ausschaffungsbescheids des Bundes.
Noch im selben Monat gründen nach
einer Idee von Hayet Mazin mehrere
Bürgerinnen und Bürger den Verein
«Miteinander Langenbruck», der ge-
nerell Menschen in Notlagen helfen
will. 40Mitglieder zählt erheute. Schon
zuvor sammelten Unterstützer Geld,
umeinenAnwalt zufinanzieren,derdie
Mazinsauf ihrem langenWegdurchdie
Instanzenbegleitet.HoffnungundZu-
versicht dominierten. Auch weil nach
einemvomStaatssekretariat fürMigra-
tion (SEM) abgelehnten Wieder-
erwägungsgesuchundeinerdarauf fol-
genden gescheiterten Beschwerde vor
dem Bundesverwaltungsgericht noch
eine Beschwerde beim Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR) inStrassburghängigwar (die-
se Zeitung berichtete).

Auch«Strassburg» lehntedie
BeschwerdederFamilieab
Jetzt, über einhalbes Jahr später, ist die
Zuversicht der Mazins einer grossen
Unsicherheit gewichen. «Joseph und
Hayet geht es nicht gut», sagt Ruedi
Högger zur «Schweiz am Wochenen-
de». Der 79-Jährige ist Präsident des
VereinsMiteinanderLangenbruckund
war früher Vizedirektor der Bundesdi-
rektion für Entwicklung und Zusam-
menarbeit Deza. Die letzten Monate
seien für die Familie eine enorme psy-
chischeBelastunggewesen.Am25. Juli
erklärte eineDreierkammerdesEGMR
die Beschwerde für unzulässig. Es sei
keineVerletzungderMenschenrechts-
konvention festgestellt worden, heisst
es auf der vier Zeilen kurzen Begrün-
dung, die dieser Zeitung vorliegt.

Die Mazins versuchten im August,
über ein zweitesWiedererwägungsge-
suchbeimSEM,den seit 2016gültigen
Ausschaffungsentscheid doch noch
umzustossen. ImvergangenenOktober
wurde es abgewiesen. Auf die darauf
folgende Beschwerde trat das Bundes-
verwaltungsgericht mit Urteil vom
10.Dezember aus formellen Gründen
garnichtmehr ein.DerAnwalt derMa-
zinshatte sichgeweigert, einenKosten-
vorschussvongut2250Frankenzuzah-
len, da dies in seinen Augen den «Zu-
gang zumRecht» behindere.

Damit sinddieRechtsmittel ausge-
schöpft.NurwennneueFaktenauftau-
chen, die gegen eine Ausschaffung
sprechen, wäre ein drittes Wieder-
erwägungsgesuch beim SEMmöglich.
Dies ist laut Högger nicht der Fall – zu-
mindest zurzeit. Für ihnhabendieEnt-
scheide des Bundes «etwas Erschre-
ckendes, das aus einer menschlichen
Perspektivenichtnachvollziehbar ist».

Der Kernkonflikt bleibt derselbe
wie imJuni:DerBundhältTunesien für
ein sicheresLand,umdieAusschaffung
zu vollziehen, die Mazins und ihre
Unterstützer nicht. Joseph und Hayet
flüchteten zusammen mit ihrem erst-
geborenen Sohn im Oktober 2015 aus
dem kriegszerrütteten Syrien über die
Balkan-Route nach Langenbruck. Zu-
vorwar Josephals assyrischerChristdie
Einreise insmuslimischdominierteTu-
nesien, der Heimat Hayets, verwehrt

worden.UndHayetMazinwar2012 im
Libanon zumChristentumkonvertiert
und fürchtet in Tunesien die Rache
ihrer konservativ islamischen Ver-
wandtschaft. «Wir haben den Ein-
druck, dass man im SEM nicht sehen
kannodernicht sehenwill,welchgros-
se Risiken mit der Ausschaffung ver-
bundenwären», sagtHögger.

«KinderderSchande»könnten in
Tunesiendiskriminiertwerden
Insbesondere spricht er auch die mitt-
lerweile zweiKinderderMazinsan.Der
jüngere Sohnkam inder Schweiz 2016
zur Welt und besucht in Langenbruck
dieSpielgruppe.Derältere ist sechsund
besucht die Primarschule. Beide sind
getauft. Högger: «Es muss als sicher

gelten, dass sie in jeder tunesischen
Schule sehr schnell als ‹Kinder der
Schande› diskriminiert, gehänselt,
gemobbt und möglicherweise sogar
misshandelt würden.» Dieses Risiko
einzugehen, widerspräche der UN-
Kinderrechtskonvention, ist Högger
überzeugt.

Soniederschmetterndder geschei-
terteRechtsweg fürdieMazinsund ihre
Unterstützer auch seinmag:Nochwur-
de die seit August 2016 rechtskräftig
angeordnete Ausschaffung nicht voll-
zogen.Unddashat seineGründe.Denn
nichtnur einfacheLangenbruckerBür-
ger kämpfen für einen Verbleib. Auch
derGemeinderat setzt sichgeschlossen
für sie ein. «Wir würden nicht verste-
hen, wennman eine so gut integrierte

Familie ausschafft», sagt Gemeinde-
präsident Hector Herzig. Bereits zwei-
malhatderGemeinderat einenBrief an
den zuständigen Baselbieter Sicher-
heitsdirektor geschrieben: 2017 an
IsaacReberund imvergangenenOkto-
ber an Kathrin Schweizer. Denn wäh-
renddasAsylverfahrenSachedesBun-
des ist, müssen letzten Endes die Kan-
tone eine Ausschaffung vollziehen.
BeideMale kamenpositive Signale zu-
rück. 2017 vom damaligen Leiter des
Migrationsamts, Hanspeter Spaar, der
nachseinerPensionierung ineinemAr-
tikel dieser Zeitung im vergangenen
Sommer auch privat für die Mazins
Stellung bezog.

AbHerbst erfüllt dieFamiliedie
Kriterien füreinHärtefallgesuch
Und jetzt liegt der «Schweiz am Wo-
chenende» das Antwortschreiben von
SP-Regierungsrätin Schweizer vom
24.Oktober 2019vor (sieheauchBild).
Der Schlüsselsatz kommtzuletzt: «Wir
versichern Ihnen, dasswir imRahmen
unserer Möglichkeiten bereit sind, zu
einer Lösung beizutragen, welche der
speziellen Situation der Familie Rech-
nung trägt.»AufNachfrage fügtder ak-
tuelle Leiter des Amts für Migration,
Andreas Räss, an: «Das ist ein starkes
Zeichen,dassderSicherheitsdirektorin
die sozialen Themen auch als Regie-
rungsrätinwichtig sind.»

Bedeutet das, dass Baselland die
Bundesorder nicht umsetzt? So weit
möchte Räss nicht gehen. Was er aber
festhält, ist: «DieAusschaffungderFa-
milieMazin steht nicht bevor. Der Fall
stehtbeiunsnicht zuoberst aufderPen-
denzenliste.» Er betont, dass es nicht
in der Kompetenz der Kantone liege,
dasAsylverfahren zubeurteilen.Aller-
dings gehöre es zum Vollzugsauftrag,
zuklären, obeineAusschaffungerstens
möglich und zweitens zumutbar ist.
«Dabei geht es oft um medizinische
Gründe, aber etwa auch um die Situa-
tion im Zielland Tunesien», erklärt
Räss. Er erwähnt selbst die Kinder-
rechtskonvention:«DieUnversehrtheit
der Kinder muss gewährleistet sein.»
Diese Abklärungen brauchten Zeit.

Damit gehtBasellandnochnicht so
weit wie der Kanton Basel-Stadt, der
sich trotz Rüge durch Justizministerin
Karin Keller-Sutter vor einem halben
Jahr bis heute explizit weigert, einen
jungen Afghanen auszuschaffen. Aber
Räss signalisiert zumindest, dass man
das Anliegen der Gemeinde Langen-
bruck «sehr ernst nimmt».

Ausdrücklich nicht Bestandteil der
Überprüfungen im Asylverfahren ist,
wie gut Joseph, Hayet und die beiden
Knaben bereits in Langenbruck integ-
riert sind. Doch kommenden Oktober
ändert sich das: Dann sind genau fünf
Jahre vergangen seit der Flucht aus Sy-
rienunddemAntrag aufAsyl. Abdann
erfüllen die Mazins die Mindestanfor-
derungderAufenthaltsdauer imSinne
der Härtefallkriterien, wie Räss aus-
führt.DerKantonkanndannbeimSEM
eine ausserordentlicheAufenthaltsbe-
willigung beantragen. «Es entscheidet
zwar weiterhin das SEM darüber, wie
beimAsylverfahren, aber dieKriterien
sind klar andere», sagt Räss.Unter an-
derem muss die zukünftige Situation
der Betroffenen im Ausland den per-
sönlichenVerhältnissen inder Schweiz
gegenübergestellt werden.

Für Ruedi Högger wäre der Fall
dannklar: «Besser integriert undmehr
geschätzt als esdieFamilieMazinnach
gutvier Jahren inLangenbruck ist, kann
man eigentlich gar nicht sein.»

* Namen von der Redaktion geändert.

Der Brief von Sicherheitsdirektorin Kathrin Schweizer. Bild: Juri Junkov (16.1.2020)

Joseph und Hayet Mazin* mit ihrem jüngeren Sohn. Bild: Kenneth Nars (18.6.2019)

HöhereBeiträge für
zweiKulturbetriebe
Finanzen Die Bildungs- und Kultur-
kommission (BKK) will dem Basler
Kunstverein und dem Jüdischen
MuseumderSchweizhöhereStaatsbei-
träge ausrichten, als dies der Regie-
rungsrat beantragt hat. Den Kunstver-
ein,dieTrägerschaftderKunsthalleBa-
sel,möchtedieBKK inden Jahren2020
bis 2023 mit total 3,6 Millionen Fran-
ken unterstützen. Das wären jährlich
45000 Frankenmehr, als vom Regie-
rungsrat beantragt. Das zusätzliche
Geld soll indenRenovationsfondsflies-
sen. Dem Jüdischen Museum möchte
die BKK insgesamt 560000 Franken,
und damit jährlich 60000 Franken
mehrals beantragt, gewähren.Dies, da
das Museum jährlich rund 15 Prozent
seines Jahresetats für Sicherheitsmass-
nahmen ausgebenmuss. (saw)

LeichteVerbesserung
derLufthygiene
Messungen Die Belastung der Luft
durch Stickstoffdioxid und Feinstaub
ist 2019 indenbeidenBasel gesunken.
DasGleichegilt fürdieOzonbelastung.
Im Vergleich zu den Vorjahren ist die
Belastung mit Stickstoffdioxid (NO2)
im Jahresmittel an fast allen Messsta-
tionen in der Region zurückgegangen.
An starkbefahrenenStrassen lagendie
NO2-Werte aber nach wie vor deutlich
über dem Grenzwert von 30 Mikro-
grammproKubikmeterLuft.Gesunken
ist auch die Feinstaubbelastung der
Luft, wie das Lufthygieneamt weiter
mitteilte.

Bei der Ozonbelastung registrierte
dasLufthygieneamteindifferenziertes
Bild: Weil 2019 die Phasen mit anhal-
tend hohen Temperaturen kürzer wa-
ren als im Vorjahr, wurde an allen Sta-
tionen ein Rückgang der Anzahl Stun-
den mit Grenzwertüberschreitungen
gemessen. (saw)

FussgängerbeiUnfall
mitAutoverletzt
Blaulicht Ein Fussgänger ist am Frei-
tagmorgen gegen 23.30 Uhr auf der
Verzweigung Hochbergstrasse/Frei-
burgerstrassemit einemAutoerheblich
verletzt worden. Der Mann wurde am
DonnerstagabendvonderSanität inein
Spital gebracht. Der genaue Hergang
war den Angaben zufolge unklar. Die
Polizei sucht Zeugen. (saw)
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